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(3) Der Anspruch auf Nachlieferung von Reststücken 
bzw. Ersatzleistung wird durch die Zahlung des Rech­
nungsbetrages nicht berührt.

§ 6
(1) Entstehen trotz sorgfältiger Behandlung an den 

übergebenen Reinigungs- und Färbegütern Schäden, 
die ihre Ursache in einer vor Auftragserteilung ent­
standenen starken Abnutzung, unsachgemäßen Behand­
lung, Beschädigung oder in verborgenen Mängeln 
haben, so haftet der Auftragnehmer nicht.

(2) Ergibt sich erst bei der Bearbeitung der über­
gebenen Gegenstände und trotz vorheriger fachmänni­
scher Prüfung die Undurchführbarkeit des Auftrages, 
so ist der Auftragnehmer berechtigt, vom übernomme­
nen Auftrag zurückzutreten, wenn keine anderweitige, 
beide Auftragspartner befriedigende Vereinbarung ge­
troffen werden kann. Im Falle des Rücktritts stehen 
dem Auftraggeber außer dem Anspruch auf Rückgabe 
keine weiteren Ansprüche zu. Der Auftragnehmer hat 
jedoch Anspruch auf Vergütung der tatsächlich gelei­
steten Arbeit.

§ 7
Beanstandungen über die Durchführung des Auf­

trages sind durch den Auftraggeber dem Auftragneh­
mer oder der Annahmestelle anzuzeigen. Für offene 
Mängel muß dies binnen 3 Tagen, für verborgene Män­
gel binnen 6 Monaten nach Empfang der bearbeiteten 
Gegenstände erfolgen.

§ 8
(1) Für Verlust, Beschädigung oder sonstige Bearbei­

tungsmängel an den übergebenen Gegenständen haftet 
der Auftragnehmer in Höhe des Zeitwertes.

(2) Das gilt auch für Verluste und Beschädigungen 
während der Begutachtungszeit nach § 2 Abs. 1. Die 
Höhe des Zeitwertes ist vom Auftraggeber nachzuwei­
sen. 1st das nicht möglich, so erfolgt die Ersatzleistung 
bis zu höchsten % des vom Auftragnehmer geschätzten 
Anschaffungspreises.

(3) Der Auftragnehmer trägt die Transportgefahr 
nach Auftragsannahme.

§ 9
Zur Deckung eines vom Auftragnehmer nicht ver­

schuldeten Schadens versichert der Auftragnehmer im 
Aufträge und für Rechnung des Auftraggebers die 
übergebenen Gegenstände bei der Deutschen Versiche­
rungsanstalt, soweit der Auftraggeber nichts Gegen­
teiliges bestimmt. Für die Höhe der Versicherungs­
gebühr und den Umfang des Versicherungsschutzes 
gelten die Bedingungen der Einheitsversicherung für 
Wäschereien, Chemischreinigungen und Färbereien.

§ 10 *
(1) Das Abholen der Gegenstände hat bis zum Ab­

lauf der bei der Annahme vereinbarten oder nach der 
Fertigstellung mitgeteilten Lagerfrist zu erfolgen. Wird 
dieser Termin überschritten, so kann der Auftrag­
nehmer Lagergebühr in der preisrechtlich genehmig­
ten Höhe berechnen.

(2) Für Gegenstände, die trotz schriftlicher Aufforde­
rung zum Abholen 6 Monate nach Ablauf der Lagerfrist 
noch nicht abgeholt worden sind, erlischt der Anspruch 
des Auftraggebers auf Rückgabe bzw. Ersatz vollstän­

dig und endgültig. Ist dem Auftragnehmer die An­
schrift des Auftraggebers nicht bekannt, so entfällt 
die Verpflichtung, zum Abholen aufzufordern.

(3) Der Auftragnehmer ist berechtigt, nach Ablauf 
von 6 Monaten gemäß Abs. 2 die überlagerten Gegen­
stände zu veräußern.

(4) Der Auftraggeber hat nach diesem Zeitpunkt nur 
noch Anspruch auf den Differenzbetrag, der sich zwi­
schen dem Bearbeitungspreis und dem bei der Ver­
äußerung erzielten Erlös nach Abzug der genehmigten 
Lagergebühren und der für die Veräußerung entstan­
denen Kosten ergibt.

§ И
Alle Leistungen sind nach der zur Zeit der Über­

nahme des Auftrages gültigen Preisregelung für 
Chemischreiniger und Färber bzw. nach den Preis­
bewilligungen, die für in dieser Preisregelung nicht auf­
geführte Leistungen erteilt wurden, zu berechnen.

§ 12
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist für beide Ver­

tragspartner der Sitz des Auftragnehmers bzw. der 
Sitz der Annahmestelle.

§ 13
Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Berlin, den 20. August 1963
Der Vorsitzende 

des Volkswirtschaftsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

I. V.: K u r p a n e k  
Stellvertreter des Vorsitzenden

Anordnung 
über die Annahme- und Lieferbedingungen 

für Wäschereien und Plättereien.

Vom 20. August 1963

Im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen 
zentralen Organe des Staatsapparates wird folgendes 
angeordnet:

§ 1
(1) Die Annahme- und Lieferbedingungen für Wäsche­

reien und Plättereien gelten für die Betriebe und Ein­
richtungen aller Eigentumsformen mit Ausnahme der 
Selbstbedienungswäschereien und der Wäschereien und 
Plättereien in Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
die als Auftragnehmer Wasch- und Plättleistungen 
durchführen.

(2) Sie gelten auch für betriebsfremde Annahmestellen 
(Agenturen), die im Namen und auf Rechnung des 
Auftragnehmers Aufträge entgegennehmen und nach 
der Bearbeitung wieder an die Auftraggeber ausgeben.

(3) Die Betriebe und Einrichtungen sind verpflichtet, 
qualitätsgerecht zu arbeiten und die Behandlung der 
Wäschestücke entsprechend der DAMW-Norm 64—066 
vorzunehmen, so daß die Bedingungen der TGL 4494 
jederzeit erfüllt werden.

(4) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen sind 
verpflichtet, die Annahme- und Lieferbedingungen in 
den Annahme- und Ausgabestellen deutlich sichtbar 
auszuhängen.


